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Der Österreichische Rechtsanwaltskammertag erstattet zu dem 

Entwurf der Versicherungssteuergesetz-Novelle 1988 folgende 

S TEL L U N G NAH ME: 

Mit der vorgesehenen Novelle wird lediglich die Erhöhung des 

Steuersatzes von derzeit 8,5 % auf 10 % beabsichtigt. Da­

durch soll, ohne daß dies mit einem höheren Sach- oder Per­

sonalaufwand verbunden wäre; ein Mehraufkommen von ca. 

S 500 Mio jährlich erreicht. werden. Der Grund für die Er­

höhung des Steuersatzes liegt in den bestehenden Budgetpro­

blemen. 

Der geplanten Erhöhung des Steuersatzes ist aus grundsätz­

lichen Erwägungen entschieden entgegenzutreten. Erklärtes 

Ziel der Steuerreform war die Beseitigung der im EStG ent-
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haltenen Sonderregelungen und Ausnahmebesti~~ungen, um da­

durch eine wesentliche Herabsetzung der Steuersätze errei­

chen zu können. Es kann daher mit diesen Zielsetzungen nicht 

in Einklang gebracht werden, wenn einerseits die Einkornmen­

steuersätze herabgesetzt, andererseits andere Steuern erhöht 

werden. Dies würde zu neuen und erheblichen Belastungen der 

Bev6lkerung fUhren, wodurch die durch die Herabsetzung der 

Einkommensb~uersätze erzielte Entlastung wieder verloren 

ginge. 

Darüberhinaus wird von allen namhaften Experten übereinstim­

mend die t-lf:ünung vertreten, daß eine Budgetsanierung in der 

derzeitigen Situation einnahmenseitig nicht mehr möglich ist, 

sondern nur über eine Reduzierung der Ausgaben erreicht wer­

den kann. Jeder Versuch einer einnahmenseitigen Budgetsanie­

rung ist im Hinblick auf die bereits bestehende Steuerbe­

lastung zum Scheitern verurteilt und daher volkswirtschaft­

lich nicht mehr vertretbar. Dem kann auch nicht mit dem 

Argument widersprochen wer-den, es korrune zu einer erheblichen 

Entlastung durch dle Reduzierung der Einkorrunel1steuersätze, 

weil diese Reduzierung nur als Ausgleich für den Wegfall 

diverser Sonderregelungen und AusDahmebestimmungen - wenn 

auch nur für einzelne Gruppen - angesehen werden kann. 

Im Ubrigen kann die Erh6hung des Versicher~ngssteuersatzes 

nicht isoliert betrachtet ",,'erden. Han rnuß in diesem Zusammen­

hang auch die Auswirkungen der ErhEhung derUDs~tzsteuer für 

bestimmte Leistungen von 10 auf 20 >-; berücksichtigen, \Vas 

sich z.B. im Bereich der Rechtsschutzversicherung und der 

Krankenversicherung erheblich auf die von der Versicherungs­

wirtschaft zu erbringenden Leistungen auswirken und damit 

ebenfalls zu einer Prämienerhöhung führen wird. Die vo~ge­

sehene steuerreform wird daher neben anderen Bereichen 70r 

allem auch im Bereich des Versicherungswesens zu nicht u~be-

trächtlichen Verteuerungen führen, was grundsatz lieh abzu-
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lehnen und mit den Zielsetzungen der Steuerreform nicht in 

Einklang zu bringen ist. 

Der österreichische Rechtsanwaltskammertag spricht sich da­

her gegen die Erhöhung des Versicherungssteuersatzes von 

8,5 auf 10 % aus. 

Wien 1 am 4. Mai 1988 

DER öSTERREICHISCHE RECHTSANWALTSKAMMERTAG 

Dr.SCHUPPICH 
Präsident 
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